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Einführung
Der Weltbankbericht aus dem Jahre 
2011 nennt für die 1990er-Jahre die 
seit 1945 historisch einmalig hohe 
Zahl von 91 (neuen) gewaltsamen Kon-
flikten. Die Anzahl der Konflikte 
nahm zwar in der folgenden Jahren ab, 
doch verzeichnet das Heidelberger 
Konfliktbarometer (HIIK) für das Jahr 
2013 insgesamt 221 gewaltsame Kon-
flikte, darunter 45 „highly violent con-
flicts“, worunter 20 Kriege und 25 be-
grenzte Kriege fallen. Die innerstaatli-
chen Konflikte und Kriege machen 
dabei 80 % aus. Beginnend mit dem 
Zerfall Somalias und den Jugoslawien-
Kriegen Anfang der 1990er-Jahre zeig-
ten sich neue Kriegs- und Konfliktfor-
men und damit neue Herausforderun-
gen für die internationale Friedens- 
und Konfliktbearbeitung sowie für die 
Entwicklungszusammenarbeit der 
OECD-Staaten.

/// Ursachen und (Schein-)Lösungen in Afrika

Definition
Der Berliner Politikwissenschaftler Her-
fried Münkler sprach von den neuen 
Kriegen.1  Diese weisen folgende Charak-
teristika auf: Die kriegführenden Akteu-
re sind häufig nichtstaatliche Gewaltak-
teure wie Milizen, Warlords oder krimi-
nelle Gruppen, denen es kaum um ideo-
logische oder politische Ziele geht. Sie 
streben vielmehr nach Übernahme der 
Macht im Sinne von Verfügbarkeit über 
Territorium, Rohstoffe und Menschen. 
Sie leben gewissenmaßen vom Krieg und 

STAATSZERFALL ALS 
HERAUSFORDERUNG

SIEGMAR SCHMIDT  /// Der Optimismus der frühen 1990er-Jahre nach dem Ende des 
Ost-West-Konflikts war schnell vorbei. Entgegen den Hoffnungen auf eine friedlichere 
Welt im Sinne einer „neuen Weltordnung“ und einer „Friedensdividende“ nahm in 
den folgenden Jahren die Anzahl und Intensität von zumeist innerstaatlichen Gewalt-
konflikten stark zu.

Seit den 1990er-Jahren haben die
INNERSTAATLICHEN gewaltsamen 
Konflikte zugenommen.
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haben kein Interesse am Frieden. Klare 
Fronten zwischen den vielfachen Kon-
fliktakteuren sind kaum erkennbar und 
kennzeichnend ist exzessive Gewalt ge-
genüber der Zivilbevölkerung. Das hu-
manitäre Völkerrecht wird nicht respek-
tiert. Massive Menschenrechtsverletzun-
gen an Zivilisten wie etwa die Massen-
vergewaltigungen von Frauen und Ge-
walt gegen Kinder werden zu einem Teil 
einer Strategie und daher systematisch 
und bewusst eingesetzt. Die Gewalt ist 
Mittel des Krieges und dient dazu, Furcht 
und Schrecken zu verbreiten und Men-
schen zur Flucht zu zwingen. Dadurch 

sind häufig auch Nachbarländer von den 
Folgen der Kriege betroffen.

Diese neuen Kriege, an denen nicht 
alles wirklich neu ist wie z. B. Warlords 
als Akteure, können sowohl Ursache als 
auch Folge von Prozessen des Staatszer-
falls sein oder sie sind zumindest Be-
gleiterscheinung des Kontrollverlustes 
der Zentralinstanz. Die Erosion von 
Staatlichkeit bis hin zum völligen Zer-
fall von Staaten unterscheidet sich von 
Bürgerkriegen und zwischenstaatlichen 
Kriegen erheblich, da die grundlegende 
Funktionsweise und damit die pure 
Existenz von Staaten betroffen ist. Mit 

Kam der Abzug in Afghanistan zu früh? Ein Wiederaufbau ist sehr komplex und erfordert 
neben den Kosten auch viel Zeit, Geduld und Ausdauer, um erfolgreich zu sein.
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dem Zerfall von Staaten geht immer der 
Verlust des staatlichen Gewaltmonopols 
einher. Der Zentralstaat oder die regio-
nale Administration ist nicht mehr in 
der Lage, ihre grundlegendsten Aufga-
ben – die Gewährung von Sicherheit 
und ein Mindestmaß an Institutionen 
zur Überlebenssicherung – zu gewäh-
ren. Die Reichweite des Verlustes des 

Gewaltmonopols ist dabei unterschied-
lich: Während in Somalia, Liberia und 
Sierra Leone die Zentralregierung prak-
tisch keinerlei Kontrolle mehr besaß, 
beschränkte sich in der DRC, dem 
Tschad und der Zentralafrikanischen 
Republik der Kontrollverlust auf einen 
Teil des Territoriums. 

Unter humanitären Gesichtspunk-
ten ist der gewaltsame Zerfall von Staa-
ten eine Katastrophe für die Bevölke-
rung. Fragile Staatlichkeit oder Staats-
zerfall ist ein ziemlich abstrakter Begriff 
für eine Entwicklung, die das Ausmaß 
der humanitären Katastrophe nicht wi-
derspiegelt. Der Journalist Hans Chris-
toph Buch hat in einem kleinen Bänd-
chen die Auswirkungen von Staatszer-
fall sehr plastisch beschrieben.2 Seine 
Analysen und Augenzeugenberichte aus 
Haiti, Bosnien, Tschetschenien und vor 
allem Liberia schildern fast schon apo-
kalyptische Szenen. Die Bevölkerung 
leidet unter exzessiver Gewalt zumeist 

aller Gewaltakteure, und elementare 
Versorgungsleistungen stehen nicht 
mehr zur Verfügung. Das ohnehin oft 
nur rudimentäre Gesundheitssystem, 
die Infrastruktur und Bildungseinrich-
tungen werden zerstört oder hören auf 
zu arbeiten. Hilfsorganisationen kön-
nen allenfalls sehr begrenzt arbeiten, da 
auch sie von Gewalt bedroht werden. 
Die meisten Menschen sterben an den 
Folgen der Unterversorgung und nicht 
infolge direkter kriegerischer Gewalt.

Staatszerfallsprozesse und Bürger-
kriege werfen Länder in ihrer Entwick-
lung um Jahre oder sogar Jahrzehnte 
zurück. Die bisherigen Erfolge von Ent-
wicklungszusammenarbeit werden zu-
nichte gemacht. Der Wiederaufbau ver-
schlingt Milliarden und dauert Jahr-
zehnte, wie die Beispiele Liberia und  
Sierra Leone demonstrieren. Fragile 
Staaten erhielten im Jahr 2010 38 % der 
Mittel aus der Entwicklungszusammen-
arbeit. Zerfallene Staaten gefährden 
aber auch die internationale Sicherheit. 
„Weiße Flecken“ auf der Landkarte kön-
nen wie in Afghanistan (bis zur Inter-
vention 2001), dem Irak oder Libyen 
(ISIS-Unterstützung) terroristischen 
Gruppen Rückzugsmöglichkeiten bie-
ten oder zum Umschlagplatz von Dro-
gen und Menschen für kriminelle  
Netzwerke werden. Im Falle von roh-
stoffreichen Staaten können Lieferun-
terbrechungen infolge von Chaos die 
ökonomische Sicherheit westlicher  
Staaten beeinträchtigen.

Die katastrophalen humanitären 
Auswirkungen und mögliche Sicher-
heitsgefährdungen durch zerfallende 
Staaten haben zu einer Intensivierung 
der wissenschaftlichen Beschäftigung 
mit dem Problem geführt.3 Diese wis-
senschaftliche Analyse hat erhebliche 
praktische Relevanz, da Kenntnisse 

Staatszerfallsprozesse und Bürger-
kriege haben gravierende negative 
WIRTSCHAFTLICHE Auswirkungen.
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über die Ursachen, die konkreten Auslö-
ser und die Prozesse Voraussetzung für 
eine Eindämmung der Folgen sind. Fra-
gile Staatlichkeit, so zeigen viele verglei-
chende Studien, ist insbesondere ein 
Problem in Subsahara Afrika. In der  
10. Ausgabe des von der US-Stiftung 
Fund for Peace herausgegebenen Fragile 
State Index aus dem Jahr 20144  sind un-
ter den 24 als instabil geltenden Staaten 
allein 18 Staaten aus Subsahara-Afrika. 
Dieser Index kombiniert zehn sowohl 
strukturelle Faktoren (u. a. Bevölke-
rungsdruck, Armutsraten) als auch poli-
tische Kriterien (Legitimität des Staates, 
Rolle der Sicherheitskräfte etc.). Ziel der 
jährlich durchgeführten Datenerhebung 
ist es, Fragilität zu identifizieren und da-
mit die Möglichkeit zur Konfliktpräven-
tion zu schaffen. 

Inwieweit es möglich ist, massive 
Konflikte und Gewaltanwendung sowie 
Zerfallsprozesse gewissermaßen mit ho-
her Wahrscheinlichkeit vorauszusagen, 
ist aber fraglich. In der Ausgabe des In-
dex für 2014, in der die Entwicklung im 
Jahr 2013 analysiert wird, findet sich 
Libyen auf dem 41. Rang von 178 unter-
suchten Staaten. 2014 versank das Land 
dann im Chaos. Milizen lieferten sich 
massive Gefechte, die Übergangsregie-
rung in Bengasi erklärte ihren Rücktritt 
und zwei Parlamente konkurrieren nun 
miteinander. Ein Ende des Kampfes um 
die politische Macht und damit die Ver-
fügung über die Ölquellen des Landes 
ist Anfang 2015 noch nicht abzusehen 
und zahlreiche Libyer fliehen in Nach-
barstaaten oder nach Europa.

Ursachen des Zerfalls
Libyen gilt vielen Beobachtern als ein 
Beispiel für den sog. „Fluch der Res-
sourcen“. Grundlage dabei ist u. a. die 
Argumentation des ehemaligen leiten-

den Weltbankmitarbeiters Paul Collier, 
dass Reichtum an Ressourcen wie Dia-
manten und Öl die Ursache für Konflik-
te und Bürgerkriege sei.5 Die leichte Ver-
fügbarkeit der Ressourcen bzw. die Kon-
trolle über Bergwerke und Raffinerien 
im Falle von Diamanten und Öl moti-
vierte politische Führer und Kriminelle, 
sich mit Gewalt den Zugriff auf diese 
Ressourcen zu verschaffen. Die Rekru-
tierung von Kämpfern stelle in Ländern, 
in denen eine hohe Zahl von jungen 
Männern ohne Bildung und Ausbildung 
vorhanden sei, kein Problem dar. Diese 
sind leicht zu motivieren, sich den Mili-
zen anzuschließen. Hinzu kommt, dass 
Waffen häufig verfügbar und die Regie-
rungsarmeen kaum kampfbereit seien 
und in der Bevölkerung verachtet wür-
den, da sie auch für Gewalt und Rechts-
losigkeit mit verantwortlich seien. Aller-
dings sind keineswegs alle Länder mit 
leicht verfügbaren oder – in der Diktion 
von Collier plünderbaren Rohstoffen – 
von Gewalt und Zerfall bedroht, wie in 
Afrika die Beispiele Botswana, Namibia 
und Südafrika zeigen.

Andere Autoren argumentieren, 
dass die Schwäche oder die Fragilität 
afrikanischer Staaten historisch be-
dingt sei. Robert Jackson hat bereits in 
den 1980er-Jahren darauf hingewiesen, 
dass zahlreiche afrikanische Staaten 
strukturell schwach seien und er sprach 
daher von „Quasi-States“.6 Die Staaten 
verfügten zwar über die äußeren Anzei-
chen von Souveränität, doch seien sie in 
der Fläche kaum präsent und – hier ar-
gumentiert er mit Kriterien von Staat-
lichkeit von Max Weber – die Verwal-
tung durchdringe das Territorium 
kaum. Der Staat ende letztlich kurz 
nach der Hauptstadtgrenze. Die Schwä-
che des Staates in Afrika sei auch histo-
risch bedingt, denn Staatlichkeit war in 
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den meisten Teilen Afrikas in der vor-
kolonialen Zeit nur schwach ausgeprägt 
und der koloniale Kommandostaat war 
ebenfalls schwach und installierte da-
her eine indirekte Herrschaftsausübung 
mithilfe der einheimischen Eliten. Der 
Zusammenhalt dieser „Staaten“ wurde 
tendenziell durch wirtschaftliche Un-
terstützung (Entwicklungskredite) und 
militärische Hilfe von außen sowie die 
OAU (Organisation Afrikanischer Staa-
ten), die die Grenzen für sakrosankt 
erklärte, garantiert. Mit dem Wegfall 
des Ost-West-Konflikts verloren die 
meisten Staaten ihre geostrategische 
Bedeutung und die Unterstützung und 
Aufmerksamkeit des Westens ließen 
gerade in den 1990er-Jahren nach. Be-
drohliche Entwicklungen wie u. a. in 
Ruanda wurden kaum zur Kenntnis ge-
nommen und die Bereitschaft zu inter-
venieren – politisch wie militärisch – 
war nach dem Somalia-Desaster der 
USA in Somalia 1993 nicht mehr vor-
handen. 

Die meisten Autoren weisen auch 
darauf hin, dass insbesondere autoritäre 
Staaten mit einem effektiven Mangel an 
„guter Regierungsführung“ (Good 
Governance) und massiver Korruption 
von Zerfallsprozessen betroffen sind. 
Die Staaten, so die Argumentation, ver-
fügten aufgrund ihrer geringen Leis-
tungsfähigkeit und Glaubwürdigkeit 
kaum über Akzeptanz auf Seiten der Be-
völkerung und nur geringe politische 
Legitimität. Die Bevölkerung verhalte 
sich in Krisensituationen daher nicht lo-
yal zu einer Regierung, die wenig für sie 
leistet. Demnach könnte effektive Staat-

lichkeit mit sichtbarer Good Govern-
ance durch leistungsfähige Institutionen 
und eine faire Verteilung der Gewinne 
aus Rohstoffreichtum Konflikte verhin-
dern.

Eine Verbindung zwischen der Art 
und Weise der politischen Herrschaft 
und einer hohen Wahrscheinlichkeit 
von Staatszerfallsprozessen stellen auch 
die beiden Afrikaspezialisten Patrick 
Chabal und Jean-Pascal Daloz her.7 Sie 
erklären, warum so zahlreiche Konflikte 
mit einem derart hohen Maß an Brutali-
tät und Grausamkeit aufbrechen. Von 
ihnen stammt die These, dass eine Ursa-
che darin liegt, dass vor allem autoritäre 
Herrscher Gewalt und Chaos gleichsam 
als Abwehrstrategie gegen Verände-
rungsdruck von innen oder außen ein-
setzen, um zumindest einen Teil der 
Macht behalten zu können. 

Wie soll die internationale 
Gemeinschaft mit zerfallenen  
Staaten umgehen?

Die Ursachen für Staatszerfall sind von 
Fall zu Fall unterschiedlich und oft eine 
Kombination aus mehreren, miteinan-
der zusammenhängenden Faktoren. Für 
die internationale Politik stellt sich im-
mer dringender die Frage: Was tun? Fra-
gile Staatlichkeit und Staatszerfall wur-
den von der Außen- und Sicherheitspoli-
tik, aber auch der Entwicklungspolitik 
zumindest als eine der wichtigsten Her-
ausforderungen der internationalen Po-
litik wahrgenommen.8 Dabei wurde zu-
nehmend erkannt, dass eine wirksame 
Politik nur möglich ist, wenn über die 
traditionellen Ressortgrenzen hinaus zi-
vile entwicklungspolitische Instrumen-
te eng mit der Außen- und Sicherheits-
politik verzahnt werden. Konsens 
herrscht auch darüber, dass ein Ignorie-
ren von Staatszerfall und Bürgerkriegen 

Ressourcenreichtum, strukturelle Schwä-
che oder eine schlechte Regierungsführung 
können den Zerfall VERURSACHEN.
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in anderen Weltregionen weder möglich 
noch rational ist. Staatsfreie Räume 
können leicht zu einem Sicherheitsrisiko 
werden. 

Aber selbst wenn nur geringe Ge-
fährdungspotenziale in einem zerfallen-
den Staat wie z. B. in Haiti nach dem 
Erdbeben (temporärer Zerfall) existie-
ren, unterliegt die deutsche Außenpoli-
tik Handlungsimperativen. Eine wert-
orientierte Außenpolitik, wie sie 
Deutschland für sich in Anspruch 
nimmt, darf systematische Menschen-
rechtsverletzungen oder gar Genozid 
nicht ignorieren. Hinzu kommt der me-
diale Druck auf demokratische Regie-
rungen, angesichts von unsäglichem 
menschlichen Leid zu handeln. Mit der 
völkerrechtlich noch relativ neuen 
Norm der Schutzverantwortung, der 
„Responsibility to Protect (R2P)“, ist die 
internationale Gemeinschaft eine Ver-
pflichtung eingegangen, bei schwersten 
Verbrechen gegen die Bevölkerung ein-
zugreifen, wenn Regierungen dazu nicht 
in der Lage oder willens sind. Überse-
hen wird dabei häufig, dass diese UN-
Erklärung drei Komponenten besitzt, 
nämlich Prävention (Responsibility to 
prevent), Reaktion auf Konflikte (Res-
ponsibility to react, auch militärisch) 
sowie Wiederaufbau (responsibility to 
rebuild). Die Diskussion konzentriert 
sich gegenwärtig vor allem auf humani-
täre militärische Interventionen und 
blendet die anderen beiden Dimensio-
nen aus.

In der deutschen entwicklungspoli-
tischen Diskussion wurde lange Zeit das 
Konzept der Konfliktprävention favori-
siert.9 Entwicklungspolitik sollte dem-
nach einen Beitrag zur Verminderung 
struktureller Konfliktursachen wie Ar-
mut und Ungleichheit leisten. Definiert 
wurde Konfliktprävention als Quer-

schnittaufgabe für verschiedene Minis-
terien. In der Praxis zeigten sich schon 
bald die Grenzen des Konzepts. Es ist 
schwierig zu bestimmen, wann gehan-
delt werden muss, da Warnsignale nicht 
immer eindeutig sind und damit der 
Zeitpunkt des Eingreifens unklar ist. 
Die wichtigste Ursache für das allmähli-
che Abrücken von dem Konzept liegt 
jedoch in der mangelnden Bereitschaft, 
vor dem Ausbruch eines latenten zu ei-
nem manifesten Konflikt aktiv zu wer-
den und Ressourcen bereitzustellen. Die 
politische Handlungsbereitschaft be-
steht zumeist nur, wenn schreckliche 
Bilder die Medien beherrschen. Vorher 
scheuen Staaten die erheblichen Kosten 
und den Aufwand für diplomatische 
Missionen, gerade in den Fällen, in de-
nen klare Interessen nicht erkennbar 
sind. Erfolgreiche Konfliktprävention ist 
ferner wenig spektakulär und schwierig 
vermittelbar. Zudem zeigt die Erfah-
rung, dass Staaten, die damit beginnen, 
auch einen hohen Kostenanteil tragen. 

Konfliktprävention erfordert häufig 
auch eine enge Kooperation verschiede-
ner Geber und NGOs, die wie die Koor-
dinierung von Geberpolitik zeigt, kom-
pliziert ist. Konfliktprävention ist si-
cherlich ein sinnvolles Konzept und 
kann, wie das Beispiel Mazedonien 
zeigt,10 auch Erfolge aufweisen, aber der 

KONFLIKTPRÄVENTION kann erfolg-
reich sein, ist aber aufwendig und
kostenintensiv.
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Realisierung stehen gewichtige Proble-
me entgegen.

Die internationale Gemeinschaft hat 
umfassende Anstrengungen zum Wie-
deraufbau von Staatlichkeit nach Beendi-
gung der Kriegshandlungen in einer gan-
zen Reihe von Staaten (Afghanistan, 
Irak, Liberia, Sierra Leone, Ruanda) un-
ternommen bzw. massiv unterstützt. 
Während die Situation in Liberia und Si-
erra Leone zumindest bis zum Ausbruch 
der Ebola-Epidemie stabil war, sind die 
Erfahrungen in Afghanistan und Irak 
eher negativ gewesen. Die neuen und de-
mokratischen Institutionen funktionie-
ren nur teilweise (Wahlfälschungen un-
ter der Regierung Karsai in Afghanistan, 
Diskriminierung der Sunniten durch die 
Regierung al-Maliki im Irak) und die 
Länder werden nach wie vor durch terro-
ristische Gewalttaten destabilisiert. Die 
bisherigen Erfahrungen demonstrieren, 
dass die Herausforderungen beim Wie-
deraufbau sehr komplex, da mehrdimen-
sionaler Natur sind.11 Erforderlich sind:
• �Gewährleistung der Sicherheit durch 

reformierte und neu aufgestellte Ar-
mee und Polizei; 

• �Aufbau oder Wiederaufbau der physi-
schen Infrastruktur, z. B. im Gesund-
heits- und Bildungswesen;

• �Aufbau effektiver und demokratischer 
Institutionen, zumeist im Rahmen ei-
ner neuen Verfassung;

• �Aufbau eines Rechtssystems, das 
Rechtsstaatlichkeit garantiert;

• �wirtschaftliches Wachstum, von dem 
zumindest mittelfristig breitere 
Schichten profitieren;

• �Verständigung auf einen gesellschaft-
lichen Grundkonsens und 

• �letztlich Aussöhnung zwischen den 
verfeindeten Konfliktparteien.

In der Praxis bedeuten diese allgemei-
nen Ziele einen langen Katalog von Ein-

zelmaßnahmen. Der Wiederaufbau von 
Staatlichkeit ist eine wahre Herkulesar-
beit, die noch zusätzlich erschwert wird, 
da viele Staaten keine Erfahrungen mit 
Demokratie besitzen und kulturelle  
Besonderheiten wie z. B. traditionelle 
Rechtssysteme wie die Scharia mit neu-
en Modellen konkurrieren. Unklar ist 

auch die Sequenzierung: Worauf soll 
Priorität gelegt werden? In einigen Fäl-
len geht es auch nicht nur darum, den 
Staat wiederaufzubauen, sondern auch 
darum, eine Gesellschaft zu rekonstru-
ieren. Eine Demokratie benötigt eine 
Zivilgesellschaft und eine friedfertige 
politische Kultur, die auf gewaltfreie 
Konfliktlösung setzt. 

Konsens herrscht in der Forschung 
darüber, dass der Wiederaufbau von 
Staaten nur über sehr lange Zeiträume 
möglich ist und daher ein jahrzehntelan-
ges Engagement von außen erfordert. 
Diese Außenunterstützung muss ferner 
zwischen verschiedenen Akteuren koor-
diniert werden und bedarf der militäri-
schen Absicherung vor Ort. Die gegen-
wärtige Entwicklung in Afghanistan 
zeigt, dass die westlichen Staaten auf-
grund innenpolitischen Widerstands wie 
z. B. im Falle der risikoaversen deutschen 
Gesellschaft und maximal mittelfristig 
angelegter Planungen zu jahrzehntelan-
gem Engagement nicht in der Lage sind. 
Der Abzug kommt nach Einschätzung 
vieler Beobachter, auch vieler Afghanen, 
wahrscheinlich um Jahre zu früh und 
eine Intensivierung des Bürgerkriegs 
kann nach Abzug der Truppen nicht aus-
geschlossen werden – manche halten sie 

Der Wiederaufbau von Staatlichkeit
kann nur LANGFRISTIG angelegt gelingen.
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sogar für wahrscheinlich. Wolfgang Mer-
kel vom Wissenschaftszentrum Berlin 
forderte daher jüngst eine Pflicht zu lang-
fristigem Engagement.12

Die jüngsten Entwicklungen wie der 
Zerfall des Irak durch die Terrormiliz 
ISIS, der Zerfall Libyens und der Bürger-
krieg in Syrien mit hunderttausenden 
von Opfern und zunehmenden Flücht-
lingswellen haben angesichts der exzes-
siven Gewalt zu einer Diskussion über 
Diktatoren als das „kleinere Übel“ ge-
führt. Aus dieser Perspektive herrschte 
unter den Autokraten des Nahen Ostens 
wie Mubarak, Ben Ali, Gaddafi oder 
Saddam Hussein immerhin ein Min-
destmaß an Stabilität und Ordnung.13 
Diese Auffassung ist politisch inkorrekt, 
aber keineswegs nur zynisch gemeint. 
Das übergreifende Ziel ist Stabilität, 
auch wenn dies autoritäre Stabilität be-
deutet. Autoritäre Staaten sollen, wie 
der Leviathan, das biblische Ungeheuer 
in der Philosophie von Thomas Hobbes, 
mit Macht und Gewalt für Sicherheit 
sorgen und im Gegenzug wären Men-
schen bereit, Einschränkungen ihrer 
Freiheit hinzunehmen.

Abgesehen davon, dass eine Förde-
rung autoritärer Systeme den westlichen 
Wertvorstellungen widerspricht, sind die 
bisherigen Erfahrungen mit der Duldung 
oder Förderung autoritärer Systeme als 
Stabilitätsgaranten in Afrika allerdings 
wenig positiv. Die Akzeptenz und Unter-
stützung des autoritären Kurses des ru-
andischen Präsidenten Paul Kagame, ins-
besondere durch die USA, hat zwar ein 
Wiederaufflammen des Bürgerkrieges 
seit 1994 verhindert, doch hat Ruanda 
zur Destabilisierung des Ostkongo beige-
tragen und von ihm unterstützte Milizen 
haben sich schwerster Verbrechen gegen 
die Menschlichkeit schuldig gemacht. 
Hinzu kommt, dass die Aussöhnung 

zwischen Hutu und Tutsi trotz Einfüh-
rung der Gacaca-Volksgerichte noch kei-
neswegs abgeschlossen ist, da bislang 
Verbrechen des Tutsi nicht verfolgt wur-
den. Fachleute halten eine wie immer ge-
artete Neuauflage des Konflikts für nicht 
ausgeschlossen. 

Mindestens ebenso problematisch 
war der Fall Liberia. Nach einem extrem 
grausamen Bürgerkrieg mit ca. 200.000 
Toten und dem weitgehenden Zerfall 
des Staates wurde Charles Taylor, einer 
der „erfolgreichsten“ Warlords, mit Dul-
dung der UN und westlicher Mächte 
zum Präsidenten gewählt.14 Der Wie-
deraufbau des Landes machte in der 
Folgezeit keine Fortschritte. Menschen-
rechte und demokratische Institutionen 
wurden weiter missachtet. Die Regie-
rung Taylor unterstützte die Bewegung 
RUF (Revolutionäre Einheitsfront in Si-
erra Leone) unter Führung von Foday 
Sankoh, um Zugang zu den Diamanten 
im Nachbarland zu bekommen. Die 

RUF verübte schreckliche Massaker an 
der Zivilbevölkerung. Im Jahr 2000 be-
gann dann ein weiterer Krieg gegen die 
Regierung Taylor, die 2003 gestürzt 
wurde. Die Beispiele zeigen, dass autori-
täre „Stabilität“ einen hohen Preis hat15 
und dass autoritäre Systeme sich auf 
Dauer etablieren, im schlimmsten Fall 

Akzeptanz und Wohlwollen gegen-
über autoritären Systemen als 
Stabilitätsgarantie ist KEINE prakti-
kable Lösung.
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zu Terrorsystemen mutieren oder zur 
Quelle neuer Konflikte werden können 
und keineswegs Stabilität oder gar Frie-
den dauerhaft garantieren. Vergessen 
wird auch häufig, dass die autoritären 
Systeme durch ihre geringen Entwick-
lungserfolge, die Verhinderung sozialen 
Wandels und ihre schwache Legitimität 
zumindest Mitursache für Unzufrieden-
heit, bewaffneten Widerstand und letzt-
lich sogar den Zerfall von Staaten sind. 

Für den Umgang mit zerfallenen 
oder zerfallenden Staaten gibt es kein 
Patentrezept und vielfach herrscht Rat-
losigkeit. Zunächst einmal muss eine 
Bilanz auf der Basis einer Interventions- 
und Außenpolitikevaluation erstellt 
werden. Inwieweit eine systematische 
Bestandsaufnahme der Erfahrungen der 
letzten 20 Jahre zu einer gänzlich ande-
ren Politik oder zu einer Fortsetzung der 
Politik zur Unterstützung von Staatsauf-
bauprozessen führt, ist abzuwarten, 
auch wenn der Problemdruck steigt.  ///

/// PROF. DR. SIEGMAR SCHMIDT 
ist Professor für vergleichende und in-
ternationale Politikwissenschaft am Ins-
titut für Sozialwissenschaften der Uni-
versität Koblenz-Landau.
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